


Rechtslage 
Die aussergerichtliche Trennungsvereinbarung ist eine Vereinbarung zwischen Ehegatten, welche getrennt leben möchten. In der Vereinbarung werden wichtige Regelungen insbesondere in Bezug auf Kinder, die gemeinsame Wohnung und Unterhaltsbeiträge getroffen.

1. Definition der Trennungsvereinbarung

Die Trennungsvereinbarung ist eine Vereinbarung zwischen Ehegatten, welche für eine bestimmte Zeit oder unbefristet getrennt leben möchten. Die Gründe hierfür sind unterschiedlich. Nach Art. 175 ZGB z.B. ist ein Ehepartner zur Auflösung des gemeinsamen Haushalts berechtigt, wenn das weitere Zusammenleben eine ernste Gefährdung seiner Persönlichkeit darstellt, seine wirtschaftliche Sicherheit nicht gewährleistet oder das Wohl der ganzen Familie gefährdet ist.

Die Trennung kann sowohl aussergerichtlich als auch gerichtlich erfolgen. Eine gerichtliche Trennung ist nötig, wenn ein Ehegatte mit der Trennung nicht einverstanden ist oder wenn sich die Ehegatten über essentielle Punkte des Getrenntlebens nicht einigen können bzw. keine Einigung in Sicht ist.

Die Trennung ist von der Scheidung zu unterscheiden. Die Trennung kann mittels einer einfachen Vereinbarung zwischen den Ehegatten erfolgen. Im Gegensatz zur Scheidungskonvention ist die Trennungsvereinbarung nicht definitiver Natur, da sie die Zeitspanne vor der Auflösung der Ehe regelt. Regelungen in einer Trennungsvereinbarung sind rechtlich verbindlich, können jedoch bei einer Scheidung wieder geändert werden. Die Scheidungskonvention ist erst durch ein gerichtliches Urteil gültig und bedeutet die endgültige Auflösung der Ehe (siehe rechtliche Hinweise zur Scheidungskonvention).

2. Aussergerichtliche Trennung / Gerichtliche Trennung

Die Trennung kann aussergerichtlich oder über ein Eheschutzgericht erfolgen. Auch die aussergerichtliche Vereinbarung ist rechtlich verbindlich, insbesondere können Forderungen mittels Betreibungen eingefordert werden. 

Zu beachten ist, dass eine aussergerichtliche Trennungsvereinbarung auf Begehren eines Ehegatten durch ein Eheschutzgericht abgeändert werden kann. Ferner kann eine aussergerichtliche Trennungsvereinbarung nach Abschluss auch durch ein Gericht genehmigt werden. Dies ist vor allem dann vorteilhaft, wenn eine Alimenteinkassohilfe beansprucht werden muss oder die Ehegatten AHV-Bezüger sind und dadurch nur mittels einer gerichtlichen Trennung Anspruch auf zwei Einzelrenten haben. 

Für den Fall, dass sich die Ehegatten nicht einigen können, oder die Trennung nur einseitig gewünscht ist, bleibt nur die gerichtliche Trennung. Dafür ist das Gericht am Wohnsitz eines Ehegatten zuständig. In den meisten Kantonen entscheiden Einzelrichter anhand der eingereichten Unterlagen und persönliche Anhörungen der Ehegatten über die Trennungsmodalitäten. 

Weiter gilt zu beachten, dass allfällige Gerichts- und Anwaltskosten von den Ehegatten grundsätzlich selber zu tragen sind. Ein Kostenerlass kann nur mittels eines entsprechenden Nachweises beantragt werden.

3. Inhalt der aussergerichtlichen Trennungsvereinbarung

Inhalt und Umfang der Trennungsvereinbarung richten sich nach der Interessenlage der Ehegatten und unterscheiden sich daher im Einzelfall. Für individuelle Regelungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung.

Kernelemente der Trennungsvereinbarung sind:

· Vorname, Name, Adresse der Vertragsparteien

· Feststellungen, die der späteren Auslegung der Trennungsvereinbarung dienen können, z.B. Zeitpunkt der Heirat und Trennung, Nachkommen (siehe Ziffer 1 des Mustervertrages)

· Angaben zu den Trennungsmodalitäten, insbesondere Bestand und Zuordnung von Vermögenswerten, Wohnung sowie die Obhut und den Unterhalt der Kinder

· Datum und eigenhändige Unterschrift der Parteien 

Die Ehegatten können durch Trennungsvereinbarung Folgendes vereinbaren (nicht abschliessend):

a) Zuteilung der Wohnung und des Hausrats

In der Regel zieht ein Ehegatte bei der Trennung aus dem gemeinsamen Haushalt aus und der andere bleibt - oft auch mit den Kindern - in der ehelichen Wohnung (siehe Ziffer 2 des Mustervertrages). Dem auszuziehenden Ehegatten ist eine Auszugsfrist zu gewähren. Diese sollte z.B. davon abhängig gemacht werden, wie schwierig es ist, eine neue Wohnung zu finden. Zieht ein Partner aus der gemeinsamen Wohnung aus, ist der Vermieter darüber umgehend zu informieren. Weiter gilt zu beachten, dass die Kündigung der gemeinsamen Wohnung oder die Veräusserung eines gemeinsamen Hauses die Zustimmung beider Ehegatten benötigt. Dementsprechend muss der Vermieter eine allfällige Kündigung weiterhin beiden Ehegatten zusenden, unabhängig davon, auf wen der Mietvertrag ausgestellt wurde und wer tatsächlich in der Wohnung wohnt.

Die Aufteilung des Hausrates sowie der gemeinsamen Vermögensgegenstände (z.B. Auto) sollte den jeweiligen Bedürfnissen der Ehegatten entsprechen. Das grössere Interesse an einer Sache ist ausschlaggebend. Ausgenommen sind die persönlichen Gegenstände der Ehegatten. Die Zuteilung ist nicht definitiv und kann im Fall einer Scheidung wieder neu vereinbart werden. Bei der Trennung findet somit noch keine güterrechtliche Auseinandersetzung statt. Dem Gericht steht jedoch als Sicherungsmassnahme die Möglichkeit zu, die Gütertrennung gerichtlich anzuordnen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn ein Ehegatte die wirtschaftlichen Interessen des anderen gefährdet, in dem er z.B. Vermögen verschwinden lässt. Eventuell ist es auch nötig, gegenseitig erteilte Vollmachten zurückzunehmen. 

b) Obhut der Kinder

Gemeinsame minderjährige Kinder sind unter die Obhut eines Ehegatten zu stellen. Die Eltern behalten jedoch das gemeinsame Sorgerecht (siehe Ziffer 4 des Mustervertrages). Bei der Zuteilung der Obhut der Kinder ist stets das Interesse der Kinder zu beachten. Zu berücksichtigen sind z.B. das Umfeld der Kinder, Zeit für die Betreuung, eventuell die engere Beziehung zu einem Ehegatten etc. Der Elternteil, dem die Obhut zugesprochen wird, ist für die Erziehung und tägliche Fürsorge der Kinder zuständig. Der andere Ehegatte hat jedoch bei gewichtigen Fragen ein Mitspracherecht und muss konsultiert werden.

c) Besuchsrecht

Idealerweise regeln die Ehegatten das Besuchsrecht gemeinsam und im gegenseitigen Einverständnis. Dabei muss das Wohl des Kindes im Vordergrund stehen. Die Regelung des Besuchsrechts ist an verschiedene Faktoren geknüpft, wie z.B. Alter der Kinder, Alltag der Kinder, Distanz zwischen den Wohnungen, Erwerbstätigkeit der Ehegatten und dementsprechend die zur Verfügung stehende Zeit. Der nichtobhutsberechtigte Ehegatte hat Anspruch auf regelmässigen Kontakt zu seinen Kindern. Bei Schwierigkeiten in Bezug auf das Besuchsrecht kann die Kindesschutzbehörde Anweisungen erteilen oder z.B. den Besuch nur unter Beaufsichtigung genehmigen.

d) Unterhaltsbeiträge

Bezüglich des Kindesunterhaltes ist zu berücksichtigen, dass die Ehegatten gemeinsam und in gleicher Weise für die Kinder zu sorgen haben (siehe Ziffer 5 des Mustervertrages). Bei der Trennung sind die Kinder unter der Obhut eines Ehegatten zu stellen. Dieser leistet seinen Beitrag, in dem er die Kinder täglich betreut. Der andere Ehegatte sorgt im Gegenzug für einen angemessenen finanziellen Unterhalt der Kinder. In der sogenannten Zürcher Tabelle wird je nach Alter und Anzahl Kinder im Haushalt eine Empfehlung für den durchschnittlichen Unterhaltsbedarf abgegeben. Dies sind statistische Durchschnittswerte und können je nach Fall variieren. Die Zürcher Tabelle ist auf der Internetseite der Bildungsdirektion des Kantons Zürichs abrufbar (www.lotse.zh.ch).

Der Kindesunterhalt ist grundsätzlich bis zur Volljährigkeit, d.h. bis zum 18. Lebensjahr, geschuldet. Die Eltern sind jedoch auch über die Volljährigkeit hinaus zum Unterhalt der Kinder verpflichtet, bis das Kind eine angemessene Ausbildung abgeschlossen hat und dadurch selbständig für seinen Unterhalt aufkommen kann. Beim Unterhalt für volljährige Kinder ist deren Eigenversorgungskapazität (z.B. durch eigenen Lohn) zu berücksichtigen. 

Beim Ehegattenunterhalt geht es um die Unterstützung des wirtschaftlich schwächeren Ehegatten. Oft handelt es sich dabei um den Ehegatten, welcher sich bisher um die Kinder und den Haushalt gekümmert hat und zum Zeitpunkt der Trennung keiner oder nur in reduzierter Weise einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Zentral beim Ehegattenunterhalt ist die Sicherung der Existenz des wirtschaftlich schwächeren Ehegatten und je nach Möglichkeit die Weiterführung des gleichen Lebensstandards wie vor der Trennung. Dies ist nicht immer möglich. Die Frage, ob und ab wann ein Ehegatte zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit gezwungen werden kann, kann nur individuell beantwortet werden. Zu berücksichtigen ist insbesondere das Alter, der Ausbildungsgrad, die Bedürfnisse der Kinder etc.

Bei der Berechnung der Unterhaltsbeiträge der Kinder sowie die der Ehegatten muss die individuelle Situation der Familie berücksichtigt werden. Zu beachten sind etwa die Lebensverhältnisse der Ehegatten, die Eigenversorgungskapazität des Unterhaltsbegünstigten sowie die Leistungsfähigkeit des verpflichteten Ehegatten. Der Unterhaltsbeitrag kann abstrakt (prozentual) unter Berücksichtigung des Erwerbseinkommens des Beitragspflichtigen oder konkret, d.h. anhand einer Auflistung des gesamten Bedarfs des Kindes, berechnet werden. 

e) Steuerveranlagung

Trennen sich die Ehegatten, steht ihnen die Möglichkeit zu, ab dem Zeitpunkt der Trennung getrennt veranlagt zu werden, d.h. die Steuern separat zu bezahlen (siehe Ziffer 6 des Mustervertrages). Die Ehegatten müssen die zuständige Steuerbehörde informieren und die erforderlichen Unterlagen einreichen, welche das Getrenntleben bestätigen. Diese sind je nach Gemeinde unterschiedlich; eine vorzeitige Abklärung ist zu empfehlen. 

Im Weiteren gilt zu beachten, dass derjenige Ehegatte, welcher Unterhaltsbeiträge bezahlt, diese in Abzug bringen kann. Umgekehrt hat jedoch der Ehegatte, welcher die Unterhaltsbeiträge für sich und die Kinder erhält, diese zu versteuern. 

4. Ende der Trennung

Entscheiden sich die Ehegatten wieder für ein eheliches Zusammenleben, können sie dies ohne weitere gerichtliche oder aussergerichtliche Vereinbarungen machen. Sobald die Ehegatten wieder im gemeinsamen ehelichen Haushalt leben, fallen alle Vereinbarungen und gerichtlichen Massnahmen dahin. Eine Ausnahme bildet die angeordnete Gütertrennung, welche wieder durch ein Gericht aufzuheben ist.

5. Form der Trennungsvereinbarung

Der Trennungsvereinbarung muss nicht zwingend schriftlich abgeschlossen werden. Dennoch ist Schriftlichkeit sehr zu empfehlen. Eine schriftliche Trennungsvereinbarung kann Klarheit und Rechtssicherheit schaffen sowie als Basis für eine mögliche Scheidungskonvention dienen. Sind bei der Trennung Kinderbelange (z.B. Obhut, Unterhalt oder Besuchsrecht) zu regeln, ist zu beachten, dass eine aussergerichtliche Vereinbarung zwar möglich ist, aber erst nach richterlicher Genehmigung durchsetzbar wird. 

Checkliste - Inhalt der Trennungsvereinbarung

1. Vorname, Name, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse der Ehegatten
2. Datum und Ort der Hochzeit

3. Datum der Aufhebung des gemeinsamen Haushalts

4. Gemeinsame Wohnung bzw. Auflösung des gemeinsamen Haushalts

5. Aufteilung des Mobiliars/Hausrats

6. Obhut der Kinder / Vereinbarung über Besuchsrecht /Unterhaltsbeiträge für die Kinder

7. Unterhaltsbeiträge für Ehegatte mit Bedingungen (z.B. Reduktion)

8. Finanzielle Verhältnisse, Berechnungsbasis für Unterhaltsbeiträge (Einkommen, Bedarf, Vermögen)

9. Steuerveranlagung, Mitteilung Steueramt

10. Änderung des Güterstandes durch öffentliche Beurkundung

11. Kostenaufteilung

12. Vertragsänderungen

13. Teilunwirksamkeit

14. Unterschrift mit Ort und Datum

Trennungsvereinbarung

zwischen

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Ehefrau"

und

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Ehemann"

1. 
Feststellungen [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]


Wir haben am ______ [Datum] geheiratet. Von ______ bis ______ [Datum] hatten wir unseren ehelichen Wohnsitz in _____________ [Ort].


Wir haben folgende gemeinsame [Variante: nichtgemeinsame] Nachkommen:


__________________________ [Vorname, Name, Geburtsdatum der Kinder].


Wir stellen fest, dass unser gemeinsamer Haushalt seit dem _________ [Datum] aufgehoben ist und wir bis auf weiteres getrennt leben.

2. 
Wohnung

Die eheliche Wohnung an _________________ [Adresse] wird der Ehefrau [Variante: dem Ehemann] für die Dauer der Aufhebung des ehelichen Haushaltes zur alleinigen Benuzung überlassen. 


Der Ehemann [Variante: die Ehefrau] wird/ist am __________ [Datum] an die ____________ [Adresse] ziehen/gezogen. 

3. 
Mobiliar und Hausrat

Mobiliar und Hausrat bleiben in der ehelichen Wohnung.


Der Ehemann [Variante: die Ehefrau] ist berechtigt, aus der ehelichen Wohnung, nebst seinen/ihren persönlichen Gegenständen auch folgende Möbel und Hausratsgegenstände mitzunehmen:
__________________________________________________________________

4. 
Elterliche Obhut und Besuchsrecht

Für die Dauer der Aufhebung des gemeinsamen Haushalts werden die Kinder

- __________________ [Name]; 

- __________________ [Name]; 

unter die Obhut der Ehefrau [Variante: des Ehemanns] gestellt.

Wir regeln das Besuchs- und Ferienrecht grundsätzlich in direkter Absprache und gegenseitigen Einverständnis.

Für den Fall, dass wir uns nicht einigen können, ist der Ehemann [Variante: die Ehefrau] berechtigt, die Kinder jeweils am ersten und dritten Wochenende des Monats von _______ Uhr bis ____ Uhr, sowie während ___ [Anzahl] Wochen in den Schulferien unter Voranzeige an _________ [Elternteil] von mindestens __ [Anzahl, üblich 2] Monaten auf eigene Kosten und ohne Abzug der Unterhaltsbeiträge zu sich auf Besuch zu nehmen. 

5. 
Unterhaltsbeiträge


Der Ehemann [Variante: die Ehefrau] verpflichtet sich, der Mutter/dem Vater für den Unterhalt der Kinder folgende, monatliche, je auf den Ersten des Monats fällige und ab Verfall zu 5 % verzinsliche Unterhaltsbeiträge zu zahlen, zuzüglich allfälliger gesetzlicher oder vertraglicher Kinderzulagen oder Ausbildungszulagen:

Für __________________ [Name des Kindes] CHF _________ [Betrag]

Für __________________ [Name des Kindes] CHF _________ [Betrag]


Der Ehemann [Variante: die Ehefrau] verpflichtet sich, seiner Ehefrau/ihrem Ehemann einen monatlichen, auf den Ersten des Monats fälligen und ab Verfall 5 % verzinslichen Unterhaltsbeitrag von CHF ________ [Betrag] zu bezahlen. Die Unterhaltsbeiträge sind längstens während __ [Anzahl] Jahren und erstmals auf den ersten Tag desjenigen Monats zu bezahlen, welcher der beidseitigen Unterzeichnung dieser Vereinbarung folgt. 


Lebt die Ehefrau [Variante: der Ehemann] länger als 6 Monate mit einer erwachsenen Person in Hausgemeinschaft, reduziert sich der Ehegattenunterhalt vom 7. Monat an jeweils auf die Hälfte und entfällt vom 13. Monat an gänzlich, und zwar für solange, als diese Hausgemeinschaft andauert. Die Sistierung der Unterhaltspflicht führt nicht zu einer zeitlichen Verlängerung derselben, sofern die Unterhaltspflicht zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufleben sollte.

6. 
Dieser Vereinbarung liegen die folgenden finanziellen Verhältnisse der Parteien zugrunde:

Monatliches Nettoerwerbseinkommen Ehemann: CHF ___________ [Betrag]

Monatliches Nettoerwerbseinkommen Ehefrau: CHF ___________ [Betrag]

Bedarf Ehemann CHF _______ [Betrag]

Bedarf Ehefrau CHF _______ [Betrag]
Variante:
Die Unterhaltsbeiträge werden wie folgt berechnet:

______________________________________________________

7. 
Steuerveranlagung

Die Ehegatten informieren umgehend die zuständige Steuerbehörde über die Trennung und beantragen auf den Zeitpunkt der Auflösung ihres gemeinsamen Haushaltes eine getrennte Steuerveranlagung.

8. 
Gütertrennung

Die Parteien nehmen zur Kenntnis, dass eine Abänderung des bisherigen Güterstandes der Errungenschaftsbeteiligung bzw. die Begründung der Gütertrennung gemäss Art. 184 ZGB einer öffentlichen Beurkundung oder gemäss Art. 176 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB der Anordnung eines Eheschutzrichters bedarf.

9. 
Parteikosten

Jede Parteien übernimmt die ihr entstehenden Kosten selbst.

Variante:
Die Parteikosten werden von ___________ [Name] getragen.

10. 
Aufhebung und Änderungen der Vereinbarung

Aufhebung und Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit der Schriftform.


Die Parteien nehmen zur Kenntnis, dass ihre aussergerichtliche Vereinbarung über die immaterielle Elternbelange zwischen den Ehegatten nicht durchsetzbar ist und dass die Bestimmungen dieser aussergerichtlichen Einigung über die Folgen der einvernehmlichen Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes im Rahmen eines Eheschutz- oder Scheidungsverfahrens einer richterlichen Abänderung unterworfen sein können.

11. 
Teilunwirksamkeit
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung rechtlich unwirksam bzw. nichtig sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt. Die unwirksame bzw. nichtige Bestimmung ist durch eine Bestimmung zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung sowie dem Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, soweit diese Vereinbarung lückenhaft sein sollte.

______________________, den 
_____________
Ort


Datum

___________________________


___________________________

Unterschrift Ehemann



Unterschrift Ehefrau

